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dert. Die Ziele sind also ein besseres Leben
und eine stärkere Persönlichkeitsentfal-
tung, beides zutiefst sozialdemokratische
Themen. Noch ist nicht geklärt, ob die Di-
gitalisierung das leisten wird. Das Poten-
zial dazu hat sie. Wir müssen ganz einfach
die Offenheit und den Mut dafür aufbrin-
gen, die Entwicklung in die richtigen Bah-
nen zu lenken. Und zwar in einer Weise,

die zu unseren Werten, Stärken und Tradi-
tionen passen. Mit einiger Bewunderung
behaupten die Amerikaner doch: »The Ger-
mans are good in making real stuff«. Das
stimmt. Und es ist die beste Voraussetzung
für unseren weiteren Erfolg. Denn wir wer-
den auch in Zukunft trotz Digitalisierung
in einer realen und nicht in einer virtuellen
Welt leben.
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Ralf Stegner

Neue Gerechtigkeitsfragen 
Gesellschaft der Ungleichheit – Wenn Beteiligung
an Wahlen zur Elitensache wird

Meine Eltern sind immer wählen gegangen.
Daran erinnere ich mich gut. Der Wahltag
war bei uns ein besonderer Tag.Auch wenn
sie uns fünf Kinder nicht mit ins Wahl-
lokal genommen haben, wusste ich, dass
sie dort etwas Wichtiges taten. Politik war
bei uns zu Hause durchaus ein Thema, über
das wir auch im Alltag sprachen – nicht
als Elitendiskussion, meine Eltern waren
schließlich Gastwirte, sondern als ein The-
ma, das alle betrifft. Das hat mir eine wich-
tige Lektion fürs Leben mitgegeben.

Heute nehmen erschreckend viele Men-
schen an diesem Wahlakt, der unser de-
mokratisches Gemeinwesen konstituiert,
nicht mehr teil. Die Wahlbeteiligung hat in
den letzten Jahrzehnten zwar moderat, aber
kontinuierlich abgenommen. Teils die Hälf-
te der Wahlberechtigten hat bei den ver-
gangenen Landtagswahlen nicht von ihrem
Wahlrecht Gebrauch gemacht, ganz zu
schweigen von den wenigen, die ihr Wahl-
recht bei den Wahlen zum Europäischen

Parlament nutzten.Was sagt das über unser
Zusammenleben aus? Kann eine demokra-
tische Gesellschaft gerechte Entscheidun-
gen auch dann fällen, wenn sich immer
mehr Menschen nicht beteiligen? 

Demokratie ist die Grundlage unseres
Gemeinwesens. »Alle Staatsgewalt geht
vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wah-
len und Abstimmungen (...) ausgeübt.« So
steht es in Artikel 20 unseres Grundgeset-
zes. An demokratischen Wahlen darf jede
Bürgerin und jeder Bürger teilnehmen,
denn das Wahlrecht ist – bis auf Mindest-
alter und Staatsbürgerschaft – an keine
Bedingungen geknüpft. Die Sozialdemo-
kratie hat in ihrer 152-jährigen Geschichte
lange für dieses wie übrigens auch für die
meisten anderen der sogenannten bürger-
lichen Rechte gekämpft. Mittlerweile ste-
hen sie seit 66 Jahren auch in unserem
Grundgesetz.

Doch in der öffentlichen Debatte meh-
ren sich Begriffe wie Politikverdrossen-
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Land aus dem politischen Leben heraus-
zieht, entscheiden zwei Drittel der Bevöl-
kerung für diese anderen mit. Überspitzt
kann man sagen: Die »oberen« zwei Drit-
tel bestimmen die Politik in Deutschland.
Das heißt für uns: Je größer die sozioöko-
nomischen Unterschiede und je größer das
Bildungsgefälle, desto größer ist auch, sta-
tistisch, die politische Ungleichheit. Parla-
mente bilden dann eben nur den Wähler-
willen der zwei Drittel der wahlberechtig-
ten Bevölkerung ab, die am Wahlakt parti-
zipiert hat. Dass der nichtwählende Teil der
Bevölkerung sich durch die Parlamente
dann eben auch nicht repräsentiert sieht,
bestärkt im Zweifel seine Entscheidung. In
unserer Demokratie, die auf der Gleich-
heit aller Menschen fußt, dürfen wir diese
Schieflage nicht akzeptieren. Andersherum
bedeutet es aber auch,dass die Qualität der
Demokratie zunimmt, wenn wir es schaf-
fen, dass sich alle gesellschaftlichen Grup-
pen vertreten fühlen und Interesse am
Mitentscheiden haben.

Deshalb hat der SPD-Parteivorstand
bereits im vergangenen Herbst die Gene-
ralsekretärin Yasmin Fahimi und mich mit
der Bildung einer überparteilichen Ini-
tiative zur Steigerung der Wahlbeteiligung
und zur Stärkung der Demokratie beauf-
tragt. Im schleswig-holsteinischen Land-
tag hatte ich eine solche überparteiliche
Initiative bereits im Vorfeld anschieben
können. Bis zum Bundesparteitag im De-
zember wollen wir nun sowohl innerpar-
teilich als auch öffentlich mit den anderen
demokratischen Parteien im Bundestag
sowie der FDP Ideen und Vorschläge dis-
kutieren, die helfen können, mehr Men-
schen für die Demokratie zu begeistern.
Hier wird es um Ideen gehen, die dazu füh-
ren, dass Menschen besser über die Wahl-
entscheidung informiert und stärker zum
Wählen motiviert werden. Es werden auch
Maßnahmen diskutiert werden, wie das
Wahlsystem reformiert oder um weitere
demokratische Verfahren ergänzt werden
könnte. Einige Vorschläge wie die Einrich-

heit, Wahlmüdigkeit oder Krise der De-
mokratie. Politik und Wahlen sind immer
mehr Menschen fremd. Es ist aber gefähr-
lich für die Demokratie, wenn ein (zu)
großer Teil der Gesellschaft der Demokra-
tie stillschweigend den Rücken kehrt. Die
Gründe dafür sind vielfältig: Manche Men-
schen verstehen schlicht nicht, was die poli-
tischen Alternativen konkret für sie bedeu-
ten würden und enthalten sich der Wahl.
Andere sind enttäuscht von der Politik und
verzichten aus Protest auf das Wählen.
Wieder anderen ist es vermeintlich egal,
wer gewählt wird – sie empfinden es als
nicht wichtig genug, sich selbst zu betei-
ligen, weil sie ihren eigenen Anteil gering-
schätzen. Einige finden keine politische
Partei, die ihre persönlichen Ziele verfolgt.
Manche Menschen verbinden Wahlkampf
vor allem mit unangenehmem Meinungs-
streit, mit dem sie lieber nichts zu tun haben
wollen. Und es gibt nicht wenige Men-
schen, die nicht (mehr) an die Gestaltungs-
kraft der Gesellschaft durch die Politik
glauben – das ist der bitterste Grund für
Demokratinnen und Demokraten. Ohn-
macht, Desinteresse, Enttäuschung, feh-
lende Alternativen – das sind alles Ent-
wicklungen, denen wir Politikerinnen und
Politiker entgegenwirken müssen. Die De-
mokratie lebt davon, dass wir alle über die
Geschicke des Landes entscheiden – min-
destens indem wir uns an den regulären
Wahlen beteiligen.

Aktuelle Studien und Umfragen bele-
gen, dass Menschen mit geringerem Ein-
kommen und einem niedrigen Schulab-
schluss seltener zur Wahl gehen als andere
Gruppen. Im Gegensatz dazu gehen Men-
schen mit höherem Bildungsgrad häufiger
zur Wahl und haben öfter eine feste Partei-
präferenz. Doch auch bei den vermeintlich
Intellektuellen wächst die Politikverach-
tung, die einige durch öffentliche Nicht-
wahl zelebrieren. In Fachkreisen wird die
Zahl derer, die sich dauerhaft nicht mehr
an Wahlen beteiligen auf ein Drittel ge-
schätzt. Wenn sich jeder Dritte in unserem
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tung mobiler Wahlurnen oder längerer
Wahlzeiten liegen dazu ja schon auf dem
Tisch.

Klar ist für mich: Die demokratischen
Parteien haben eine Mitverantwortung
dafür, wie Menschen auf den politischen
Prozess schauen, und somit auch eine Teil-
schuld am Problem: Wenn die Alternativen
nicht eindeutig, in klarer Sprache, benannt
werden, und einige Politikerinnen und Po-
litiker nicht die einfache Regel beherzigen
zu tun was sie sagen und zu sagen was sie
tun, wird Politik nicht verständlicher und
attraktiver. Ich finde deshalb: Parteien müs-
sen sich im Profil deutlich voneinander
unterscheiden. Es muss echte Alternati-
ven geben. Für uns Sozialdemokratin-
nen und -demokraten muss das unter an-
derem bedeuten, die aktuellen Verteilungs-
fragen mutig anzupacken. Nur mit einem
starken Staat, der mehr in Bildung inves-
tiert, Familien besser unterstützt und das
Einkommen aus Erwerbsarbeit gegenüber
dem aus Kapitalerträgen besserstellt, kön-
nen wir unsere Gesellschaft gerecht gestal-
ten.

Manche meinen,ein Zuwenig an Parti-
zipationsmöglichkeiten hätte einen Anteil
an der geringen Wahlbeteiligung. Direkt-
demokratische Elemente gelten oft als Heil-
mittel. Leider sind aber die sozialen Unter-
schiede bei Volksentscheiden sogar noch
größer als bei allgemeinen Wahlen. Stu-
dien zeigen: Ärmere Menschen gehen hier
besonders selten zu Abstimmungen, wäh-
rend sich vor allem gutsituierte männliche
Wähler beteiligen. Zusätzliche direktde-
mokratische Abstimmungen können zwar
die öffentliche Debatte befeuern – deswe-
gen finde ich sie bedenkenswert –, sie füh-
ren aber nicht zu einer höheren Beteili-
gung und sind somit kein Heilmittel gegen
die Wahlmüdigkeit. Zuerst muss die soziale
Spaltung überwunden werden!

Wir Sozialdemokratinnen und -demo-
kraten stehen dafür ein, dass die Starken
den Schwachen helfen. Dazu gehört auch,
dass wir politische Ungleichheit nicht zu-

lassen. Für mich spielt mehr politische Bil-
dung hier eine wichtige Rolle, an Schulen
und Berufsschulen, aber auch an öffent-
lichen Orten. Nicht nur durch formale
Wissensvermittlung über Wahlsystem und
Koalitionsbildungen, sondern zum Bei-
spiel auch durch den direkten Dialog von
Politikmachenden und Wählerinnen und
Wählern, der nebenbei wichtige demokra-
tische Kompetenzen wie Konflikt- und
Diskussionsfähigkeit schult. Politikerin-
nen und Politiker sind eben keine abgeho-
bene Kaste. Wer erlebt, dass die meisten
von ihnen mit Leidenschaft bei der Sache
sind,entwickelt vielleicht eher den Wunsch,
selbst mitzumachen, und lernt, dass jede
und jeder selbst aktiv werden kann, und
zwar nicht nur bei der Stimmabgabe, son-
dern auch durch eigenes Engagement in
Parteien. Das ist ja das Versprechen der
Demokratie: Jede Person kann selbst Poli-
tiker/in werden.

Einige Menschen haben es in Deutsch-
land allerdings noch immer schwerer als
andere. Im OECD-Schnitt sind Bildungs-
chancen in Deutschland besonders unge-
recht verteilt. Kinder von Akademike-
rinnen und Akademikern haben ungleich
höhere Chancen auf einen hohen Bildungs-
abschluss als Kinder aus bildungsfer-
nen Haushalten. Für mich ist Bildung die
Grundlage einer gerechten Gesellschaft, in
der Menschen durch Fleiß und Talent ihre
selbstgesteckten Ziele erreichen können.
Wir brauchen echte Chancengleichheit
und damit Chancengerechtigkeit. Deshalb
haben wir in der SPD Schleswig-Holstein
viele konkrete Maßnahmen ergriffen, wie
zum Beispiel, dass Kinder an Gemein-
schaftsschulen gemeinsam und voneinan-
der lernen, die Unterrichtsversorgung z.B.
durch mehr Lehrkraftstellen pro Kind ver-
bessert wird oder Schulassistenzen die
Lehrerinnen und Lehrer unterstützen.
Kostenfreie Bildung von der Kita bis zum
Studium: Der Weg ist weit, doch es lohnt
sich, ihn zu gehen. Denn wir wollen starke
und selbstbewusste Staatsbürgerinnen und
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Staatsbürger, die ihre Rechte und Pflichten
selbstbestimmt wahrnehmen können. Un-
ser Ziel ist es, den Menschen dabei zu hel-
fen, so zu leben, wie sie es sich wünschen.
Bildung soll hier dabei helfen, dass mög-
lichst alle ihre Wünsche innerhalb des de-
mokratischen Staats leben können.

Für uns Sozialdemokratinnen und So-
zialdemokraten ist soziale Gerechtigkeit
Maßstab und Kompass unserer Politik.
Deshalb beschäftigt sich meine Partei in
Schleswig-Holstein in diesem Jahr inten-
siv damit, was Gerechtigkeit aktuell für
uns bedeutet. Wir brauchen eine Vorstel-
lung davon, wie wir in Zukunft gemein-
sam leben wollen. Die Weichen für mehr
Gerechtigkeit müssen wir schon heute stel-
len. Im September wird es einen Kongress
mit Fachleuten aus Institutionen,Vereinen
und Verbänden, aber auch aus der Politik
geben. Hier werden wir Probleme benen-
nen, notwendige Maßnahmen der nächs-
ten Jahre diskutieren und Strategien ent-
wickeln, wie wir Ungleichheit entgegen-
wirken und mehr Gerechtigkeit schaffen
können.

Wir müssen bei Fragen der Gerech-
tigkeit aber auch über unseren Tellerrand
hinausschauen. Unsere Welt ist schneller
und vernetzter geworden. Mit der Deregu-
lierung der Märkte während der Finanz-
krise haben sich Machtverhältnisse ver-
schoben. Manche Politiker/innen beschrei-
ben Entscheidungen als alternativlos, weil
wirtschaftliche oder rechtliche Zwänge es
scheinbar nicht anders zulassen. Das stei-
gert bei vielen den Politikfrust. Wichtige
gesellschaftliche Fragen müssen wir ent-
scheiden – und nicht Märkte oder Investo-
ren. Einige politische Fragen können aller-
dings tatsächlich nur international beant-
wortet werden.Wir werden uns auch weiter
an der Debatte beteiligen, wie wir eine
friedliche und gerechte Weltordnung schaf-
fen können. Denn wir dürfen existenzielle
Zukunftsaufgaben nicht weiter in die Zu-
kunft verschieben. Das sind wir nachfol-
genden Generationen schuldig. Ich bin
überzeugt: Mit mehr Bildungsgerechtig-
keit und mehr Chancengleichheit können
wir die politische Beteiligung erhöhen. Das
wird unsere Gesellschaft gerechter machen.
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Es ist Zeit für eine Bestandsaufnahme.Wir
sind noch mittendrin in der tiefsten Krise
zwischen dem Westen und Russland seit
dem Ende des Kalten Krieges. Noch immer
wird gekämpft, noch immer sterben Men-
schen in der Ostukraine. Bewaffnete wie
Zivilisten. Mitten in Europa. Das Krisenma-

nagement bindet also weiter unsere Kräfte.
Aber die Diskussion über das, was über den
Tag hinausgeht, hat längst begonnen. Wir
hatten uns an eine Europäische Friedens-
ordnung gewöhnt,die ihren Dienst tut.Wir
hatten uns darauf verlassen, dass trotz eini-
ger Meinungsunterschiede, Interessenkol-
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Mit einer neuen Ostpolitik aus der Krise? 
Realitätscheck für eine Friedenshoffnung


